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Drucksache Nr. 1 456 


Anfrage Nr. 126 

der Fraktion der Bayernpartei 


betr. Umsiedlung von Heimatvertriebenen aus den 
Ländern Bayern, Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein. 


Es hat sich immer mehr erw iesen, daß eine der gewichtigsten Ursachen 
der wirtschaftlichen Schwierigkeiten und sozialen Nöte im Gebiet 
der Bundesrepublik die ungleichmäßige Verteilung der Massen der 
Heimatvertriebenen und Flüchtlinge auf die einzelnen Länder des 
Bundes, besonders die übermäßige Belegung gerade der steuer- 
und industrieschwachen Länder Bayern, Niedersachsen und Schles- 
w r ig~Holstein ist. 

Am 29. November 1949 hat die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates auf Grund des Artikels 119 des Grundgesetzes eine 
Bechtsverordnung über die Umsiedlung von Heimatvertriebenen 
aus Bayern, Niedersachsen und Schleswdg-Holstein erlassen, die am 
10. Januar 1950 verkündet worden (BGBl. S. 4) und am 11. Januar 
1950 in Kraft getreten ist. 

Am 23. März 1950 hat der Bundestag in seiner 50. Sitzung den 
Anträgen der Fraktionen der Bayernpartei - Nr. 723 der Druck- 
sachen - und der SPD - Nr. 727 der Drucksachen - mit überwie- 
gender Mehrheit zugestimmt. 

Am 4. Mai 1950 hat der Bundestag in seiner 61. Sitzung den Münd- 
lichen Bericht des Ausschusses für Heimatvertriebene - Nr. 841 der 
Drucksachen - über die Anträge der Drucksachen Nrn. 74 und 626 
mit der Maßgabe gebilligt, daß aus den drei überbelegten Ländern 
weitere 600 000 Vertriebene mit tunlichster Beschleunigung umge- 
siedelt werden sollen. 

Am 6. Mai 1950 hat der Bundesminister für Vertriebene wegen 
der Umsiedlung aus Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
einen Runderlaß an die Länderregierungen gerichtet (GMB1. S. 63). 

In der zweiten Septemberhälfte hat der Bundesminister für Ver- 
triebene nach Pressemitteilungen erklärt, daß die vorgesehene Um- 
siedlung von 600 000 Vertriebenen nur zur Hälfte durchgeführt 
würde. Die Umsiedlung der zweiten Hälfte sei „festgefahren”. 



Wir fragen die Bundesregierung: 


1. ob die Stellungnahme des Bundesministers für Vertriebene von 
ihr gebilligt wird, 

2. welche Maßnahmen bisher zur Durchführung der Rechtsverord- 
nung und der Beschlüsse des Bundestages getroffen und welche 
Anforderungen hierzu erlassen worden sind, 

3. in welchem zahlenmäßigen Umfang, aufgegliedert nach den an 
der Umsiedlung beteiligten Ländern, nach Familienstand, Ge- 
schlecht, Beruf und Altersgruppe, die Umsiedlung erfolgt ist, 

4. was sie zu tun gedenkt, um die Rechtsverordnung und die Bundes- 
tagsbeschlüsse durchzuführen. 


Bonn, den 12. Oktober 1950 


Dr. Etzel (Bamberg) 

Dr. Besold 

Dr.-Ing. Decker 

Dr. Seelos nnd Fraktion 



